
E R S T E R  A B S C H N I T T :

Grundlagen

Artikel 1: Rechtsform und Gemeinnützigkeit

(1) Die Studentenschaft  der Technischen Hochschule Darm­
stadt  i s t  eine rechtsfähige Körperschaft des ö f f e n t ­
l ichen Rechts und s teht  unter der Rechtsaufsicht  des 
Landes .

(2) Die Studentenschaft  verfolgt  ausschl ießl ich gemein­
nützige Zwecke (vergleiche:  Gemeinnützigkeitsverord­
nung Bundesgesetzblat t  -1953 S. 1592 , Steueranpas- 
ssungsgesetz vom 16.10.1934 - Rei chs gesetzt»! a t t  I
S. 925) und verwirkl icht  diese in ihrer  ta t sächl ichen 
Geschäftsführung.

Artikel 2: Zugehörigkeit

(1) Student im Sinne dieser  Satzung i s t  jeder  immatri­
kul i er te  Student der Technischen Hochschule Darm­
stadt  .

(2) Die Gesamtheit dieser  Studenten bi ldet  die Studen­
tenschaft  .

Art ikel 3: Rechte der Studenten

(1) Jeder nicht  beurlaubte Student hat nach Maßgabe dieser  
. Satzung das 'Recht, in einer  Fachschaft das akt ive und

passive Wahlrecht auszuüben.

(2) Die Festlegung der Zugehörigkeit  zu einer  Fachschaft  
e r folgt  nach § 26 Abs. 3 in Verbindung mit § 22 des 
Hessischen Hochschulgesetzes vom 12.5.1970.



Ar t i k e l

Arti kel

4: Aufgaben

r n; i: ■

(1) Die Studentenschaft  verwaltet  ihre Angelegenheiten 
selbst  und hat das Recht, durch ihre Ver t reter  an 
der Selbstverwaltung der Hochschule, des Studenten­

, werks und des Landeshochschul Verbandes mitzuwirken.

(2) Die Studentenschaft  hat gemäß § 27 Abs. 2 des Hessi ­
schen Hochschulgesetzes vom 12.5.1970 folgende Auf­
gaben: .

1-. Die Vertretung der Gesamtheit ihrer  Mitgl ieder  
im Rahmen ihrer  gesetzlichen und satzungsgemäßen 
Befugnisse,

2. die Wahrnehmung der hochschul pol i t i sehen Belange 
ihrer  Mitgl ieder ,

3. die Wahrnehmung der wi r t schaf t l i chen Se lbs thi l f e  
der Studenten, soweit sie nicht  dem Studentenwerk 
übertragen i s t ,

4. die Mitwirkung bei der Studentenförderung,
5. die Förderung der pol i t i schen Bildung und des 

Staatsbürger!ichen Verantwortungsbewußtsei ns 
der Studenten,

6. die Pflege in t ernat ionaler  Studentenbeziehungen,
7. die Unterstützung kul t ure l l e r  und musischer I n t e ­

ressen der Studenten,
8. Förderung des f re iwi l l igen Studentensports,  soweit 

nicht  die Hochschule dafür zuständig i s t .

5: Gliederung

(1) Die Studentenschaft  gl i eder t  sich in Fachschaften.

(2) Zur Wahrung der besonderen Interessen der aus ländi ­
schen Studenten wird eine Ausländersektion gebi ldet .
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(1) Die Studentenschaft  verwaltet  ihre Angelegenheiten 
selbst  und hat das Recht, durch ihre Ver t reter  an 
der Selbstverwaltung der Hochschule, des Studenten­
werks und des Landeshochschul Verbandes mitzuwirken .

Artikel 4: Aufgaben

(2) Die Studentenschaft  hat gemäß § 27 Abs. 2 des Hessi ­
schen Hochschulgesetzes vom 12.5.1970 folgende Auf­
gaben: .

1. Die Vertretung der Gesamtheit ihrer  Mitgl ieder  
im Rahmen ihrer  gesetzlichen und satzungsgemäßen 
Befugnisse,

2. die Wahrnehmung der hochschul pol i t i sehen Belange 
ihrer  Mitgl ieder ,

3. die Wahrnehmung der wi r t schaf t l i chen Selbs thi l f e  
der Studenten, soweit sie nicht  dem Studentenwerk 
übertragen i s t ,

4. die Mitwirkung bei der Studentenförderung,
5. die Förderung der pol i t i schen Bildung und des 

Staatsbürger!ichen Verantwortungsbewußtseins 
der Studenten,

5. die Pflege int ernat ionaler  Studentenbeziehungen,
7. die Unterstützung kul t ure l l e r  und musischer I n t e ­

ressen der Studenten,
8. Förderung des f re iwi l l igen Studentensports,  soweit 

nicht  die Hochschule dafür zuständig i s t .

Artikel 5: Gliederung

(1) Die Studentenschaft  gl i eder t  sich in Fachschaften.

(2) Zur Wahrung der besonderen Interessen der aus ländi ­
schen Studenten wird eine Ausländersektion gebi ldet .



(1) Organe der Studentenschaft  sind:

1. Die Vollversammlung der Studentenschaft
2. Das Studententenparlament
3. Der Allgemeine Studentenausschuß
4. Der Äl testenrat

(2) Organe der Fachschaften sind: .

1. Die Vollversammlung der Fachschaft bzv/. der Fach 
gruppe

2. Der Fachschafts rat  bzw. der Fachgruppenrat

(3) Organe der Ausländersektion sind:

1. Die Aus 1ändervollversammlung
2. Der Ausländerrat  •

Artikel 6: Organe

Artikel 7: Öffent l ichkei t  der Sitzungen

Die Sitzunger der Organe sind grundsätzl ich ö f f en t ­
l i ch.  Die Tagesordnung i s t  durch Aushang bekanntzu­
geben. Näheres regeln die Geschäftsordnungen, die 
Fachschaftsordnungen und die Sektionsordnung der 
Aus 1ändersekti  on.

Artikel 8: Einladung zu Sitzungen

(1) Zu den Sitzungen der Organe der Studentenschaft ,  der 
Fachschaften und der Ausländersektion i s t  durch Aus­
hang an einem eigens dazu vorzusehenden Anschlagbrett  
in dem Gebäude der Technischen Hochschule, in dem die 
Räume des Allgemeinen Studentenausschuß l iegen,  einzu 
laden.



(2) Zu den Sitzungen der Organe der Fachschaften und der 
Ausländersektion i s t  außerdem durch Aushang an einem 
eigens dazu vorzusehenden Anschlagbrett  der jewei l igen 
Fachschaft bzw. der Ausländersektion einzuladen.
Die Anschlagbretter sol len den jewei l ig betroffenen 
Studenten l e icht  zugänglich sein.

(3) Einzuladen i s t  eine Woche vor der Sitzung.

(4) Zusätzl ich soll  die Einladung durch Flugblät ter  e r f o l ­
gen, die in den Mensen der Technischen Hochschule aus­
gelegt  werden.

Artikel 9: Beschlußfassung .

(1) Beschlüsse der Organe werden mit einfacher Mehrheit 
gefaßt ,  sofern es diese Satzung n c h t  anders r ege l t .

(2) Ein Beschluß g i l t  als mit dnfacher Mehrheit gefaßt ,  
wenn von den abgegebenen gült igen Stimmen die Zahl der 
Für-Stimmen größer i s t  als die Zahl ;'er ßegen-Stimmen; 
Stimmenthaltungen bleiben außer ße t n e h t .

.Artikel 10: Beschlußfähigkeit

Die Organe sind bei Anwesenheit von mehr als de» 
Hälfte der stimmberechtigten Mitgl ieder  beschluß­
fähig,  sofern es diese Satzung nicht  anders regel t

Artikel 11: Veröffentlichung von Beschlüssen

. (1) Alle Organe sind verpf l i ch t e t ,  über ihre Sitzungen
Protokolle zu führen,  die mindestens den Wortlaut 
der Beschlüsse enthal ten müssen.

(2) Die Protokolle sind nach ihrer  Erstel lung unverzüg­
l ich an dem in Artikel  8 Abs. 1 vorgesehenen An­
schlagbret t  für mindestens 7 Tage auszuhängen.
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(2) Zu den Sitzungen der Organe der Fachschaften und der 
Ausländersektion i s t  außerdem durch Aushang an einem 
eigens dazu vorzusehenden Anschlagbrett  der jev/eiligen 
Fachschaft bzw. der Ausländersektion einzuladen.
Die Anschlagbretter sol len den jewei l ig betroffenen 
Studenten l e i cht  zugänglich sein.

(3) Einzuladen i s t  eine Woche vor der Sitzung.

(4) Zusätzlich soll  die Einladung durch Flugblät ter  e r f o l ­
gen, die in den Mensen der Technischen Hochschule aus­
gelegt  werden.

Artikel 9: Beschlußfassung .

(1) Beschlüsse der Organe werden mit einfacher Mehrheit 
gefaßt ,  sofern es diese Satzung nc h t  anders r egel t .

(2) Ein Beschluß g i l t  als mit einfache* Mehrheit gefaßt ,  
wenn von den abgegebenen gült igen Stimmen die Zahl der 
Für-Stimmen größer i s t  als die Zahl ;'er Segen-Stimmen; 
Stimmenthaltungen bleiben außer Be tncht .

Artikel 10: Beschlußfähigkeit

Die Organe sind bei Anwesenheit von mehr als de. 
Hälfte der stimmberechtigten Mitgl ieder beschluß­
fähig,  sofern es diese Satzung nicht  anders regel t

Artikel 11: Veröffentlichung von Beschlüssen
■ > . . „ \

. (1) Alle Organe sind verpf l i ch t e t ,  über ihre Sitzungen
Protokolle zu führen,  die mindestens den Wortlaut 
der Beschlüsse enthal ten müssen.

(2) Die Protokolle sind nach ihrer  Erstel lung unverzüg­
l ich an dem in Art ikel  8 Abs. 1 vorgesehenen An­
schlagbret t  für mindestens 7 Tage auszuhängen.



Z W E I T E R  A B S C H N I T T :

Die Urabstimmung

Artikel 12: Zweck und Aufgabe

(1) Durch die Urabstimmung übt die Studentenschaft  die 
oberste beschließende Funktion selbs t  aus.

(2) Gegenstand einer Urabstimmung kann jede Angelegen­
hei t  im Rahmen des Art ikel  4 sein,  ausgenommen sind 
jedoch der Haushaltsplan und die Höhe der Beiträge.  * 1 2 3

Artikel 13: Einberufung

• Eine Urabstimmung i s t  beim Äl testenrat  zu beant ra­
gen und f indet  s t a t t :

1. auf schr i f t l i chen Antrag von mindestens 10 % 
der nicht  beurlaubten Studenten,

2. auf Beschluß der Mehrheit der stimmberechtigten 
Miglieder des Studentenparlaments,

3. f a l l s  das Studentenparlament einen Beschluß der 
Vollversammlung nicht  bes t ä t i g t .

Artikel 14: Unterrichtung der Studenten

(1) Der Urabstimmung geht eine Versammlung zur Infor ­
mation der Studenten Uber den betreffenden Antrag 
voraus; diese Versammlung hat spätestens 3 nicht  
vor!esungsfreie Tage vor Beginn der Urabstimmung 
s t a t t zu f i  nden.

(2) Zu dieser  Versammlung,- die vom Äl tes tenrat  einberu­
fen und ge l e i t e t  wird,  werden al l e  Studenten durch 
hochschulöffent l iche Bekanntmachung eingeladen.

(3) Als vorlesungsfreie Tage im Sinne dieser  Satzung 
gel ten außer der Vorlesungsfreien Zeit  die Samstage 
und Sonntage sowie die gesetzl ichen Feier tage.



Artikel 15: Termin und Durchführung

(i) Die Urabstimmung f indet  spätestens 20 nicht  vorle-  , 
sungsfreie Tage nach Eingang des Antrags gemäß 
Artikel 13 Z i f f .  1 bzw. nach Beschlußfassung gemäß 
Artikel 13 Zi ff .  2 oder Zi f f .  3 s t a t t .

(2)
• • - _ ' . ’ ', • ' ■ ' ■: ' . ■ ’ • • • . . • ■ • 

Die Urabstimmung dauert  mindestens 3 nicht  vor l e ­
sungsfreie Tage. . •

(3) Näheres regel t  die Wahlordnung.

Artikel 16: GUIti gkeit

Der der Urabstimmung zu Grunde l iegende Antrag i s t  
angenommen, wenn mehr als' ein Dri t tel  der nicht  
beurlaubten Studenten ihre Stimme abgegeben und 
dem Antrag mit einfacher Hehrheit  gemäß Art ikel  9 
Abs. 2 zugestimmt haben. § 29 Abs. 3 des Hessischen 
Hochschulgesetzes vom 12.5.1970 ble ibt  unberührt .

Artikel 17: Anfechtung 1

Anfechtungen einer Urabstimmung sind innerhalb von 
10 Tagen nach Veröffent l ichung des Abstimmungser­
gebnisses s c h r i f t l i ch  mit Begründung an den Äl t es t en ­
rat  zu r ichten.

Artikel 18: Ungülti gkei t

(i) Der Äl tes tenrat  hat eine Urabstimmung für ungült ig 
zu erklären,  wenn er bei verständiger  Würdigung 
der Sachlage zu der Ansicht gelangt ,  daß bei genauer 
Beachtung der Satzung bzw. der Wahlordnung ein ande­
res Abstimmungsergebnis wahrscheinlich gewesen wäre.

(2) Erklär t  der Äl tes tenrat  eine Urabstimmung für un­
gül t ig,  so i s t  diese Entscheidung unverzüglich be­
kanntzugeben .
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3. f a l l s  das Studentenparlament einen Beschluß der 
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c.1* Der Urabstimmung geht eine Versammlung zur Infor ­
mation der Studenten Uber den betreffenden Antrag, % 
voraus; diese Versammlung hat spätestens 3 nicht
vorlesungsfreie Tage vor Beginn der Urabstimmung 
s t a t t zuf i  nden.

(2) Zu dieser  Versammlung, die vom Äl tes tenrat  einberu­
fen und ge l e i t e t  wird,  werden a l l e  Studenten durch 
hochschulöffent l iche Bekanntmachung eingeladen.

(3) Als vorlesungsfreie Tage im Sinne dieser  Satzung 
gel ten außer der Vorlesungsfreien Zeit  die Samstage 
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Artikel 15: Termin und Durchführung

(i) Die Urabstimmung f indet  spätestens 20 nicht  vor l e ­
sungsfreie Tage nach Eingang des Antrags gemäß 
Artikel 13 Z i f f .  1 bzw. nach Beschlußfassung gemäß 
Artikel 13 Zi ff .  2 oder Zi f f .  3 s t a t t .

(2) Die Urabstimmung dauert mindestens 3 nicht  vor l e ­
sungsfreie Tage. . •

(3) Näheres regel t  die Wahlordnung.

Artikel 16: GUIti gkeit

Der der Urabstimmung zu Grunde l iegende Antrag i s t  
angenommen, wenn mehr als' ein Dri t tel  der nicht  
beurlaubten Studenten ihre Stimme abgegeben und 
dem Antrag mit einfacher Mehrheit gemäß Art ikel  9 
Abs. 2 zugestimmt haben. § 29 Abs. 3 des Hessischen 
Hochschulgesetzes vom 12.5.1970 ble ibt  unberührt .

Artikel 17: Anfechtung '

Anfechtungen einer Urabstimmung sind innerhalb von 
10 Tagen nach Veröffentlichung des Abstimmungser­
gebnisses s ch r i f t l i ch  mit Begründung an den Äl t es t en­
rat  zu r ichten.

Artikel 18: Ungült igkeit

(i) Der Äl testenrat  hat eine Urabstimmung für ungült ig 
zu erklären,  wenn er bei verständiger  Würdigung 
der Sachlage zu der Ansicht gelangt ,  daß bei genauer 
Beachtung der Satzung bzw. der Wahlordnung ein ande­
res Abstimmungsergebnis wahrscheinlich gewesen wäre.

(2) Erklär t  der Äl tes tenrat  eine Urabstimmung für un­
gül t ig,  so i s t  diese Entscheidung unverzüglich be­
kanntzugeben .



Artike1

(1) Bei Ungültigkeit  einer Urabstimmung f indet  eine 
Wiederholung innerhalb von 20 nicht vorlesungs­
freien Tagen nach Bekanntgabe gemäß Artikel 18 
Abs. 2 s t a t t .

(2) Geben nicht  mehr als ein Dri t tel  der Studenten 
ihre Stimme bei einer wegen Artikel 13 Zi ff .  3 
stat t f indenden Urabstimmung ab, so entscheidet  
eine weitere Urabstimmung. Diese Urabstimmung 
i s t  unbeschadet der Beteil igung abweichend von 
Artikel 16 Abs. 1 wirksam, wenn sie innerhalb 
von 20 nicht  vor!esungsfreien Tagen nach Ver­
kündigung des Ergebnisses der ersten Urabstim­
mung stat t f indet .

19: Wiederholung einer Urabstimmung



' D R I T T E R  A B S C H N I T T :

Die Vollversammlung

Artikel 20; Zweck und Aufgabe

(1) Die Vollversammlung beschl ießt  Uber a l l e  Fragen
soweit diese nicht  in den Bereich einer  einzelnen 
Fachschaft f a l l en .  • .

(2) Der Haushaltsplan,  die Höhe der Bei t räge,  Satzungs­
änderungen sowie Entscheidungen des Äl tes tenrates  
können nicht  Gegenstand einer  Vollversammlung sein.

Artikel 21: Einberufung

Die Vollversammlung wird vom Äl tes tenrat  einberufen:

1. auf schr i f t l i chen Antrag von 100 nicht  beurlaub­
ten Studenten,

2. auf Beschluß des Studentenparlaments,
3. auf Antrag des Allgemeinen Studentenausschusses.  * 1 2 3

Artikel 22: Termin und Durchführung

(1) Die Vollversammlung f indet  spätestens 10 nicht  vor-
• lesungsfreie Tage nach Eingang des Antrages s t a t t .

(2) Sie wird vom Äl tes tenrat  durchgeführt  und g e l e i t e t .

. * # %.!
(3) Näheres regel t  die Geschäftsordnung.

Artikel  23: Beschlußfähigkei t  und Gül t igkei t

(1) Die Vollversammlung i s t  beschlußfähig,  wenn 10 % der 
nicht  beurlaubten Studenten anwesend sind.

(2) Stimmberechtigt sind a l l e  nicht  beurlaubten Studenten.

(3) Beschlüsse der Vollversammlung bedürfen zu ihrer  
Wirksamkeit der Bestätigung durch das Studentenpar- 
1ament.
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Artikel 19: Wiederholung einer Urabstimmung

(i) Bei Ungültigkeit  einer Urabstimmung f indet  eine 
Wiederholung innerhalb von 20 nicht vorlesungs­
freien Tagen nach Bekanntgabe gemäß Artikel 18 
Abs. 2 s t a t t .

(2) Geben nicht  mehr als ein Dri t tel  der Studenten 
ihre Stimme bei einer wegen Artikel 13 Zi ff .  3 
stat t f indenden Urabstimmung ab, so entscheidet  
eine weitere Urabstimmung. Diese Urabstimmung 
i s t  unbeschadet der Beteil igung abweichend von 
Artikel 16 Abs. 1 wirksam, wenn sie innerhalb 
von 20 nicht  vorlesungsfreien Tagen nach Ver­
kündigung des Ergebnisses der ersten Urabstim­
mung slat t f indet .



• 4 D R I T T E R  A B S C H N I T T :  

Die Vollversammlung

Artikel 20: Zweck und Aufgabe .

(i) Die Vollversammlung beschl ießt  Uber a l l e  Fragen 
soweit diese nicht  in den Bereich einer  einzelnen 
Fachschaft fa l l en.

. (2) Der Haushaltsplan,  die Höhe der Bei t räge,  Satzungs­
änderungen sowie Entscheidungen des Äl tes tenrates  
können nicht  Gegenstand einer  Vollversammlung sein.

Artikel 21: Einberufung i

Die Vollversammlung wird vom Äl tes tenrat  einberufen:

1. auf schr i f t l i chen Antrag von 100 nicht  beurlaub­
ten Studenten,

2. auf Beschluß des Studentenparlaments,
3. auf Antrag des Allgemeinen Studentenausschusses.

Artikel 22: Termin und Durchführung

(i) Die Vollversammlung f indet  spätestens 10 nicht  vor­
lesungsfreie Tage nach Eingang des Antrages s t a t t .

. (2) Sie wird vom Äl tes tenrat  durchgeführt  und g e l e i t e t .

(3)
• * %.{

Näheres regel t  die Geschäftsordnung.

Ärti ke1 23: Beschlußfähigkei t  und Gül t igkei t

. ( i) Die Vollversammlung i s t  beschlußfähig,  wenn 10 % der 
nicht  beurlaubten Studenten anwesend sind.

(2) Stimmberechtigt sind a l l e  nicht  beurlaubten Studenten.

(3) Beschlüsse der Vollversammlung bedürfen zu ihrer  
Wirksamkeit der Bestätigung durch das Studentenpar- 
1ament.



V I E R T E R  A B S C H N I T T :

Die Fachschaften

Artikel 24: Zugehörigkeit

Die Studenten eines Fachbereichs bilden eine Fach­
schaft  .

Art ikel 25: Rechte und Pfl ichten

(1) Die Fachschaften ordnen ihre inneren Angelegenhei­
ten selbst  und ver t reten die studentischen Interessen 
auf Fachbereichsebene.

(2) Die Fachschaften sind im Studentenparlament en t ­
sprechend ihrer  Mitgliederzahl  gemäß Art ikel  42 
Abs. 1 ver t reten.  * 1 2 3

Artikel 26: Fachschaftsordnung

(1) Jede Fachschaft bigt  sich durch Beschluß ihrer  Vol l ­
versammlung eine Fachschaftsordnung. Die Fachschaf ts ­
ordnung muß Bestimmungen enthal ten über

1. die Zahl der Mitgl ieder des Fachschaf tsrates ,
2. die Fachschaf tsarbei t ;  dabei i s t  vorzusehen,

'daß ein Mitglied des Fachschaftsrates bei f inan­
ziel l en Verpflichtungen der Fachschaft zeich-

■ nungsberechtigt  i s t ,
3. die Änderung der Fachschaftsordnung.

(2) Entsprechendes g i l t  für die Fachgruppen.

(3) Die Fachschaftsordnung und deren Änderungen bedürfen
der Genehmigung durch den Äl t es t enra t .  Die Genehmi­
gung muß und darf nur versagt  werden, wenn die Fach­
schaftsordnung höherrangigen Vorschri ften entgegen­
s t eht .  .
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Artikel 27: Die Fachschaftsvollversammlung - Zv/eck und Aufgabe

(1) Die Vollversammlung i s t  das oberste Beschlußorgan
der Fachschaft .  .

(2) Sie wählt die Vert reter  zum Studentenparlament und

(3)

zum Fachschafts r a t . Sie kann jeden Amtsträger der 
Fachschaft gemäß Artikel 31 Abs. 3 abwählen.

Sie se t z t  im Bedarfsfäl le Ausschüsse ein.  •

Artikel 28: Einberufung

(i) Die Fachschafts vollversammlungen werden vom Fach­
schaf t s ra t  einberufen.

(2) Die Vollversammlung muß einberufen werden auf An­
trag von 20 nicht  beurlaubten Fachschaftsmitgl iedern.

(3) Näheres regel t  die Geschäftsordnung.

Artikel 29: Besch!ußfähi gkei t

( i ) Die Vollversammlung i s t  beschlußfähig,  wenn sie ord­
nungsgemäß nach Artikel  8 einberufen wurde.

(2) Stimmberechtigt sind a l l e  nicht  beurlaubten Mi tgl i e ­
der der Fachschaft .

Artikel 30: Der Fachschaftsrat  - Zweck und Aufgabe

(i ) Der Fachschaftsrat  v e r t r i t t  die Fachschaft gegen­
über Hochschule und Öffent l i chkei t .

(2) Er koordiniert  die Arbeit  der Amtsträger der Fach­
schaft  und der Fachschaftsausschüsse.

(3) Entsprechendes g i l t  für den Fachgrüppenrat .


